
SchweizZürcher Unterländer
Samstag, 23. Mai 2015

FÜNF-PUNKTE-PLAN

Die Richtlinien der Schweizeri-
schen Konferenz für Sozialhilfe
werden per 2016 in fünf Punkten
angepasst.
•DerGrundbedarfwirdbei Fami-
lien ab sechs Personen reduziert
(heute noch 2662 Franken).
• Junge Erwachsene, die weder
in Ausbildung sind, noch Betreu-
ungsfunktionen wahrnehmen,
erhalten ebenfalls weniger fi-
nanzielle Unterstützung (heute
noch 986 Franken).
• Renitenten Sozialhilfebezü-
gern können künftig die Zuwen-

dungen doppelt so stark gekürzt
werden, also neu um 30 Prozent.
• Die Anreize zur Integration in
den Arbeitsmarkt sollen verein-
fachtwerden. Künftig ist nur noch
eine Integrationszulage vorgese-
hen, die an klare Kriterien gebun-
denwird (zumBeispiel Teilnahme
an einemBerufseinstiegskurs).
•Arbeit soll sich lohnen:Wer er-
werbstätig ist, muss sich weiter-
hin einen Teil des Lohns nicht
anrechnen lassen. Dabei geht es
um einen Freibetrag zwischen
400 und 700 Franken. cab

SOZIALHILFE Die kantonalen
Sozialdirektoren reagieren auf
den politischen Druck. Junge
sollen baldweniger Sozialhilfe
erhalten.Wer nicht koope-
riert, kann ab 2016 drastischer
bestraft werden.

StattmehrerhaltenetlicheSozial-
hilfeempfänger künftig weniger
Geld vom Staat. Wer nicht koope-
riert,kannzudemdeutlichstärker
sanktioniert werden. Diese und
weitere Neuerungen haben die
kantonalen Sozialdirektoren am
Mittwoch in Thun beschlossen
(siehe Box). Die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (Skos)
stellte aufgrund von Studiener-
gebnissen eigentlich eine Erhö-
hung des Grundbedarfs zur Dis-
kussion – vor allem bei kleinen
Haushalten. Dieser Kurs wurde
nun korrigiert.
Peter Gomm, Präsident der

Sozialdirektorenkonferenz und
Solothurner Regierungsrat (SP)
machte keinen Hehl daraus, dass
dies vor allem politischmotiviert
ist: Die Verschärfungen seien ei-
ne Reaktion auf die Kritik an der
Skos, sagte er an der gestrigen
Medienkonferenz. Dem Verband
wurde zunehmend vorgeworfen,
ihm fehle die politische Legiti-
mation. Zudem sei er nicht ge-
willt, auf öffentliche Kritik zu
reagieren.Gommattestierte aber
dem neuen Skos-Co-Präsidium
von Felix Wolffers und Therese
Frösch, es habe den Prozess sel-
ber eingeleitet. Die Organisation
erarbeitet im Auftrag ihrer 956
Mitglieder (Kantone, Gemein-
den, regionale Sozialdienste . . . )
Richtlinien zur Sozialhilfe. Wolf-
fers geht davon aus, dass der Ver-
band jetzt gestärkt aus der Krise
hervorgeht: «Die Skos bewegt
sich», fasste er gestern die Bot-
schaft zusammen. Er nimmt an,
dass Gemeinden, die ausgetreten
sind oder mit dem Austritt
drohten, darauf zurückkommen
werden.Die entscheidende Neue-
rung in der Geschichte der Skos
ist, dass seit Anfang Jahr nicht

mehr die Skos die Richtlinien ab-
segnet, sonderndieSozialdirekto-
renkonferenz. Damit wurde die
Kompetenz dahin delegiert, wo
letztlich die verbindlichen Leit-
planken gesetzt werden, nämlich
in den Kantonen. Mit den jüngs-
ten Beschlüssen wurde diese Auf-
gabenteilung erstmals angewen-
det. «Die Sozialdirektoren gingen
inzweiPunktenüberdieEmpfeh-
lungen der Skos hinaus», betonte
Gomm, nämlich beim Grundbe-
darfundbeidenIntegrationszula-
gen.BeiErsteremwardieSkosge-
gen Kürzungen, bei Letzterem
wollte sie weitere Abklärungen.
DieEmpfehlungenbasierenauf

einerVernehmlassung,welchedie
Skos in den vergangenen Mona-
ten durchgeführt hatte. Sie stellte
ihren Mitgliedern diverse Fragen
zuReformenderRichtlinien.Ges-

tern wurde nebst den erwähnten
Beschlüssen auchdieAuswertung
dieser Vernehmlassung präsen-
tiert: 70 Prozent der Mitglieder
haben dabeimitgemacht.
Klar zum Ausdruck kam dabei,

dass Korrekturen erwünscht
sind. Junge Erwachsene sollen
sich nicht in der Sozialhilfe ein-
richten, darum seien die Ansätze
für sie zu senken (siehe Grafik).

«Strafen müssen wehtun»
Bis im September werden die
Massnahmen zu den Beschlüs-
sen nun im Detail ausgearbeitet
und dann von den Sozialdirekto-
ren definitiv abgesegnet. InKraft
treten sollen sie Anfang Jahr. De-
ren Wirkung ist erst danach ab-
schätzbar. Denn die Kantone
können die Richtlinien auf ihre
konkrete Situation anpassen. Die

Berner Regierung hat beispiels-
weise bei jungen Erwachsenen
und bei Sanktionen bereits Ver-
schärfungen angekündigt. Da der
Grundbedarf bereits unter dem
Existenzminimum liegt, wird es
für Betroffene dann erst recht
eng. Therese Frösch sagte dazu:
«Hier geht es nicht um den Nor-
malfall. Strafen müssen weh-
tun.» Die Revision der Richtlini-
en geht in der Zwischenzeit wei-
ter. Die Skos und die Sozialdirek-
toren haben inweiteren Punkten
Handlungsbedarf identifiziert.
Wer eine Arbeitsstelle findet,
fährt inbestimmtenFällen finan-
ziell schlechter als vorher. Solche
«Schwelleneffekte» müssten eli-
miniert werden. Die zweite Re-
formetappe soll per 2017 umge-
setzt werden.

Christoph Aebischer

Und die Skos bewegt sich doch

Therese Frösch und FelixWolffersmüssen bei der Sozialhilfe die Schrauben anziehen. Die Kantonewollen die Richtlinien verschärfen. Keystone

Seit ziemlich genau einem Jahr prä-
sidieren Therese Frösch und Felix
Wolffers die Skos, die in den letzten

Jahren viel gescholtene Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe. IhreMission
war durch die Umstände vorgegeben: Den
politischen Druck auf die Skos und damit
auf die Sozialhilfe abbauen.

Verblüffend zielstrebig hat das rot-grüne
Berner Duo einen grösseren System-
umbau angestossen. So legen nun die
gewählten Sozialdirektoren der Kantone
die Eckwerte für eine Überarbeitung der
kritisierten Skos-Richtlinien fest. Das
entkräftet den gewichtigenMangel an
demokratischer Legitimation: Bislang
beschied die Skos als Fachverband den
Kantonen und Gemeinden, was diese den
Sozialhilfebezügern zu berappen haben.
Wahrlich keine glückliche Konstellation.

Die neue Skos-Spitze beweist Realitätssinn
Doch diese Reorganisation alleine würde
nicht reichen, die Sozialhilfe in ruhige
Gewässer zu führen.

Es braucht zudem klare Signale, dass die
Sozialhilfe «gerechter»wird. Sprich:
dass nicht alle im gleichen Topf landen
–egal etwa,wie stark sich jemandbemüht,
von der Sozialhilfe loszukommen – oder
gar nicht erst dort landen. Gibt es diese
Differenzierung, sinkt die Gefahr, dass
einzelne «Sozialschmarotzer» das ganze
System diskreditieren. In diesem Sinne
sind die von der neuen Skos-Spitze vor-
geschlagenen und von den Sozialdirek-
toren beschlossenen Änderungen der
Richtlinien zuverstehen: JungenErwach-
senen wird die Hängematte deutlich un-
komfortabler ausgestattet; Renitenten
blühen Sanktionen, die wirklich wehtun;
die wirkungsarmen Integrationszulagen

sollen nicht mehrmit der Giesskanne
ausgeschüttet werden.

Schliesslich ist da noch die Sachemit den
100 Franken.Eine Studie des Bundes für
die Skos befand Anfang Jahr, dass der
Grundbedarf für Ein- und Zweipersonen-
haushalte rund 100 Franken zu tief sei.
Diese Aussage sorgte für viel Lärm von
rechts. Und für Forderungen nach Erhö-
hung desGrundbedarfs von links. Die Skos
hat dies erwogen, sich aber vernünftiger-
weise dagegen entschieden: In Zeiten von
negativer Teuerung und unter Druck ge-
ratenen Löhnenwäre das nicht vermit-
telbar gewesen. Der Verzicht auf diese 100
Franken ist der Preis dafür, dass die po-
sitiven Aspekte der Reformnicht imLärm
untergehen.

Bericht: auf dieser Seite

BÖRSE Der Aktienkurs der
UBS stieg dieseWoche auf das
höchste Niveau seit der Fi-
nanzkrise. Diese Situation ha-
benManager der Grossbank
genutzt: 1,17Millionen Aktien
imWert von 23,8Millionen
Frankenwurden verkauft.

Einer oder mehrere ranghohe
UBS-Manager haben gestern
umfangreiche Pakete von Aktien
der Grossbank veräussert und
damit vom höchsten Stand des
Aktienkurses seit der Finanzkri-
se profitiert.
In sieben Transaktionen wur-

den insgesamt 1,17 Millionen
UBS-Aktien im Gesamtwert von
23,8Millionen Franken verkauft,
wie aus Angaben der Börsenbe-
treiberin SIXhervorgeht. Bei den
beiden grössten Transaktionen
wurden428264Aktien für insge-
samt 8,74Millionen Franken und
398716 Aktien zu 8,13 Millionen
Franken verkauft.

Wer hat die Aktien verkauft?
Wer die Aktien verkauft hat, lässt
sich aus den Angaben von SIX
nicht eruieren.Und auchdieUBS
äusserte sich nicht dazu.
In den SIX-Angaben heisst es

lediglich, dass es sich um Mit-
glieder derGeschäftsleitung oder
exekutive VR-Mitglieder han-
delt. Die meisten ungesperrten
und somit zum jederzeitigenVer-
kauf zugelassenen Aktien in der
Geschäftsleitung hatten per En-
de 2014 gemäss UBS-Geschäfts-
bericht Chi-Won Yoon, Chef Asi-
en-Pazifik, sowie Andrea Orcel,
Leiter der Investmentbank. Die
beiden verfügten über 507602
respektive 408296 nicht aufge-
schobene Aktien. Konzernchef
Sergio Ermotti hielt zu diesem
Zeitpunkt insgesamt 768524 Ak-
tien, davon waren lediglich
97589 nicht gesperrt.

UBS-Aktie auf hohem Niveau
Allerdings dürften sich diese
Zahlen in derZwischenzeit etwas
geändert haben: So werden im
Frühling jeweils nach der Gene-
ralversammlung im Rahmen der
Vergütung der Konzernleitung
neue Aktien zugeteilt. Zudem
werden laut Brancheninsidern
gewisse Tranchen der für meh-
rere Jahre gesperrten Aktien je-
weils imMärz freigegeben.
Die UBS-Titel hatten amMitt-

woch einen Kurssprung absol-
viert, nachdem die Grossbank

Manager
nutzen den
Höhenflug

einen unerwartet glimpflichen
Vergleich mit den US-Behörden
im Verfahren um Manipulatio-
nen am Devisenmarkt abschlies-
sen konnte. In der Folge stieg der
UBS-Aktienkurs auf das höchste
Niveau seit der Finanzkrise im
Jahr 2008 und überschritt dabei
auch wieder die Marke von 20
Franken. sda

Manager der UBS verkaufen viele
Aktien der Bank. Keystone

KANTON ZÜRICH

«Grossmehrheitlich erfüllt»
Die Sozialkonferenz Kanton Zü-
rich reagiert grundsätzlicherfreut
auf die Anpassungen der Skos-
Richtlinien, wie sie mitteilt. Fast
alle Forderungen, die man in der
Vernehmlassung geäussert ha-
be, seien auf Zustimmung ge-
stossen – insbesondere jene
nach der Senkung des Grundbe-
darfs für Jugendliche unter 25
Jahren und für Grossfamilien ab
6 Personen. Bedauerlich sei aber,
dass die Abschaffung der mini-
malen Integrationszulage keine
Mehrheit gefunden habe. Es
brauche zwingend einen detail-
lierten Beschrieb, unter welchen
Bedingungen diese Zulage aus-
zurichten sei. wrs
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